
Für das Nachschlagewerk und die Amtliche Sammlung

11 des Einheitsmietvertragos für Baugeräte 
242 BGB. § 2.1 Abs 4 UmstG.

Rechtssatz: 10) Die Erklärung der a11goneinen Verbindlichkeit
des Einheitsmietvertrages für Baugeräte (EMV) 
v®m 6„ Juni 1940 'RAnz 194© Hf 1.32; ist 
recht swirksarri.
Baugeräte sind im Sinn des § 11 EMV auch dann 
untergegangen., wenn sic im Zusammenhang mit 
den Kriegsereignissen nicht zerstört} sondern 
fom Feind unbeschädigt erbeutet und dadurch 
mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrschein­
lichkeit für die Beteiligten endgültig ver- 
1 crengegan.gen sind„

3 o} Zur Frage einer etwaigen Anwendung der Grund­
sätze vom Fortfall der Geschäftsgrundlage auf 
allgemein verbindliche Normenverträge„

■

Der Wegfall des Kriegssachschadenanspruchs 
gegen das Reich führt weder unter dem Gesichts­
punkt einer einschränkenden Auslegung des § 11. 
EMV noch unter dem Gesichtspunkt des Fortfalls 
der Geschäftsgrundlage zu einer Freistellung . 
des Mieters von seiner Haftung für den Unter­
gang des Geräts»
Der Mieter kann sich gegenüber Ansprüchen des 
Vermieters aus dem Einheitsmietvertrag für 
Baugeräte nur insoweit auf das Leistungsver- j 
weigerungsrecht aus § 21 Abs 4 UmstG berufen, 
als der Vermieter noch - Ansprüche auf Zahlung v; 
von Mietzins für die Zeit bis zum Verlust des 
Gerätes geltend macht»

■

Aktenzeichen: II ZR 71,*50
Urteil vom 2.3° Mai 19.53. OLG Düsseldorf



Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
5° Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Düssel­
dorf vom 10o Februar 1950 wird insoweit zurück­
gewiesen., als die Beklagte zur Herausgabe oder 
Lieferung von 25.5 m Rahmengleis unu 3 Zungenwei­
chen aus ihren Beständen verurteilt ist*
Im übrigen wird auf die Revision der Beklagten 
d.as angefochtene Urteil aufgehoben und die Sache 
insoweit zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung auch über die Kosten der Revision an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen,; .'■VI

Von Rechts ■’egen



Tatbestand:

Die Beklagte mietete an 10 = Dezenter I.940 von den Klü- 
ßc-r 39.9 m Feldbahngleis und 3 Zungenweichen. Grundlage 
dieses Mietvertrages vier der Einheitsmietvertrag für 
Bau gerate ;EMV'- , der durch Anordnung des Re ichs just iz~ 
ministers uns. des Seienskouniscars für die Preisbildung 
von 60 Juni 1 9 4; mit Y.'irlcung von 10= Juni 1940 für all­
gemein verbindlich erklärt worden war .'Deutscher Reichs-' 
anzeigen 1940 Nr 132 vorn 8« Juni 1940)= Dieser Vertrag 
enthält u o a 0 folgencle Be st immungen;

§ 10
Unterhaltungspflicht' des Mieters 

Der Mieter ist verpflichtet,
1 0 O « 0 0 »P O .0 0 0 0
ry ■ ...

0 o 0 0 6 0  '

4.0 auf Verlangen des Vernieters die gemieteten 
Geräte gegen Feuer, Explosion, Beförderungs­
gefahr und sonstige Gefahren, soweit sie ver­
sicherbar und nicht bereits versichert sind, 
bei einer inländischen Versicherungsgesell­
schaft zugunsten des Vermieters zu versichern«

§ 11
Untergang des Geräts

lo Geht das Gerät ̂ nachweislich während der Hict- 
zeit infolge eines Umstandes unter, den keiner 
der Vertragsteile zu vertreten hat, so hat der 
Mieter dem Vermieter einen gleichwertigen Er­
satz zu verschaffen, oder, wenn dies unter Be­
rücksichtigung der beiderseitigen Belange nicht 
zumutbar ist, eine Barent Schädigung nach der 
Anordnung über die Höchstpreise für fabrikneue 
und gebrau,c ht e . We rkzeugmasc h inon und Bauge rät e 
vom 1 5 o Dezember 1939 ’Deutscher Reichsanzeiger 
Nr 298 vom 2q« Dezember 1939; zu leisten.
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20 Entsteht Streit darüber, ob den Mieter eine 
Ersatzbeschaffung zuzumuten ist, so entschei­
det ein Schiedsgutachterausschuss, bestehend 
aus einen Obmann und zwei Beisitzern» Von den 
Beisitzern wird je einer von der für den 
Mieter und den Vernieter zuständigen stelle 
der Organisation der gewerblichen Wirtschaft' 
ernannt» Der Obmann wird von den Beisitzern 
gewählt„ Einigen sich die Beisitzer nicht 
über die Person des Obmanns, so ist der Prä­
sident der Industrie- und Handelskammer des 
Bezirks, in dem der Vermieter seinen allge­
meinen Gerichtsstand hat. um Benennung eines 
Obmanns zu ersuchen»

3. Bis zum Eingang des Ersatzgerätes oder der 
Barentschädigung, längstens aber für die 
Dauer von drei Monaten .seit dem auf den Un­
tergang'des Geräts folgenden Monatsersten, 
ist die vereinbarte Miete wciterzuzahlen»'

Die gemieteten Baugeräte fielen gegen Ende des 
Krieges in Pommern dem Feind in die Hand; über 
-ihren Verbleib ist den Parteien nichts mehr bekannt 
geworden»

Der Kläger hat mit der vorliegenden Klage auf Grund 
des- § 11 gbs 3 EIIV Zahlung der noch ausstehenden 
Miete für die Monate Januar bis August 1943 iR 
Höhe von 97,73 DM (977.0.3 RH umgcstellt im Verhält­
nis 10 : 1; verlangt, indem er mangels konkreter 
Angaben der Beklagten als Zeitpunkt des Verlustes 
der Geräte den Tag des Waffenstillstandes angenom­
men hat» Ferner hat er die Lieferung von 2.5.3 m 
Feldbahngleis und von 3 Zungenweichen aus den Be­
ständen der Beklagten begehrt ,, nachdem der in § .11. 
Abs 2 EMV vorgesehene Schiedsgutachterausschuss 
am 7» Mai 1949 sein Gutachten dahin erstattet



hatte» dass der Beklagten Waturalersatz für die in 
Verlust geratenen Baugeräte zuzumuten sei. * ■

Die Beklagte hat um Klägabweisung gebeten. Sie hat 
die Rechtsgültigkeit des EI,TV in Zweifel gezogen, da 
die gesetzliche Ermächtigung für diese Anordnung auf

Gesetzes vom 29» Oktober 1936 {RGBl I 92?'
zurückgehe und dieses Gesetz nur den Erlass preis­
rechtlicher Vorschriften, nicht aber die Regelung 
von Gefahrtragungsbestimmungen vorsehe. Weiterhin 
hat die Beklagte ausgeführt, dass als "Untergang" im 
Sinne von § 11 Abs 1 ES,IV nicht der Verlust von Bau­
geräten durch Feindbeschlagnahmungen angesehen wer­
den könne» Ferner sei die Geschäftsgrundlage des zwi­
schen den Parteien abgeschlossenen Vertragen dadurch 
in Fortfall geraten, dass mit dem Zusammenbruch des 
Reiches die Möglichkeit einer Entschädigung des Mie­
ters für die in Verlust geratenen Baugeräte nach Maß­
gabe der Kriegssachschäden-Verordnung vom 30. Novem­
ber 1940 {RGBl I 1.547 ff) nicht mehr gegeben sei. 
Schliesslich hat sich die Beklagte auf ein Leistungs­
verweigerungsrecht berufen, das ihr gemäss § 21 Abs 4 
Ums tC- zu st ehe.

'Das Landgericht hat den Zahlungsanspruch des Klägers 
stattgegeben und seinen weiteren Anspruch auf Liefe­
rung von Ersatzgeräten zurückgewiesen» Nachdem beide 
Parteien Berufung eingelegt hatten, hat das Oberlan­
desgericht auf die Berufung des Klägers seinen Klar:-



anträgeri unter entsprechender Abänderung des erstin­
stanzlichen Urteils in vollen Umfang entsprochen, die 
Berufung der Beklagten zurückgewiesen und die Revision 
zugelassen,, -.Mit der Revision verfolgt die Beklagte 
ihren Klagabweisungsantrag weiter, während der Kläger 
um Zurückweisung der Revision bittet„

Sn t sch e i dung s grün de

In: ' ■
Die Revision stellt zunächst die frage zur Nachprüfung 
ob die Erklärung der allgemeinen Verbindlichkeit des 
Einheitsmietvertrags für die Vermietung von Baugerä­
ten rechtswirksam sei» Diese Frage ist zu bejahen,, Die 
Anordnung des Reichs justi'zministers .imddesFeichskoiarais- 
sars für die Preisbildung vom 60 Juni 1940 über die 
Erklärung einer allgemeinen Verbindlichkeit des auf- 
gestellten Einheitsmietverträges für Baugeräte ist . 
seinem Inhalt nach eine Rechtsvorordnung. in formeller 
Hinsicht wird ihre Wirksamkeit nicht dadurch berührt, 
dass sie im Reichsanzeiger und nicht im Reichsgesetz­
blatt veröffentlicht worden ist0 Nach dem Reichsge­
setz über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 
I?, Oktober I923 (RGBl I 959 A steht die Veröffentli­
chung einer Rechtsverordnung im Reichsanzeiger einer 
solchen im Reichsgesetzblatt gleich» Des weiteren 
ist auch die gesetzliche Ermächtigung zum Erlass die 
ser Anordnung gegeben» Diese Anordnung stützt sich 
auf § 12 der Verordnung des Reichskommissars für die



Preisbildung über die Höchstmieten für Baugeräte vom 
l6o Juni 1939 (RGBl I 1043) und findet damit ihre ge­
setzliche Grundlage in § 2 des Gesetzes über die Be­
stellung eines 'Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 29° Oktober 1936 (RGBl I 927)» Nach dieser Vor­
schrift ist der Hei chskommissar für die Preisbildung 
ermächtigt/ die zur Sicherung volkswirtschaftlich ge­
rechtfertigter Preise und Entgelte erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen» Zu diesen Maßnahmen gehören 
auch solche Anordnungen, die angesichts der wirt­
schaftlichen Verhältnisse zur Überwachung und Bildung 
volkswirtschaftlich gerechtfertigter Preise notwendig 
sind« Es unterliegt keinen durchgreifenden Bedenken, 
wenn der Reichskommissar für die Preisbildung auf 
Grund dieser Ermächtigung einen Einheitsmietvertrag 
;für Baugeräte aufgestellt und in diesem Vertrag Vor­
schriften über die Risikoverteilung aufgenommen ha.t0 
Die Risikoverteilung bildet bei der Vermietung von 
„Bäugeräten einen wesentlichen Faktor für die Bildung 
der Mietpreise; die Festsetzung von allgemeinen 
Höchstmieten für Baugeräte konnte daher nur bei ei­
ner gleichzeitigen Regelung der Gefahrtragung für 
die Verluste von Baugeräten erfolgen» Es gehört eine 
solche Regelung zu den Maßnahmen, die für die Über­
wachung und Bildung volkswirtschaftlich gerechtfer­
tigter Preise auf dem Gebiet der Baugeräte-Vermie- 
tungen erforderlich sind, da ohne eine solche, allge­
meine Regelung eine Überwachung der Höchstmieten für 
Baugeräte wirtschaftlich nicht durchführbar ist. Es



ist daher In -Übereinstimmung mit Rechtsprechung' und 
Schrifttum davon auszugehen, dass die Anordnung über 
die 'Ve rb indli chice its er klär ung des 'ISinheTtsmiet Ver­
trags für die Baugeräte von der gesetzlichen1 Ermäch­
tigung in § 2 des Gesetzes vom 2.o0 Oktober 1936 ge­
deckt ist und daher auch Rechtsnirksamkeit erlangt 
hat „

■II o
Die Revision wendet sich gegen die Auslegung des Ein 
heitsmietvertrages seitens des BerulUngsgerichts, 
insbesondere dagegen, dass als Untergang des Geräts 
im Sinne des § 11 E'\IV auch solche Verluste.-zu ver­
stehen seien, die nicht nachweislich durch Vernich- • ■ t <#
tuhg oder Zerstörung des Geräts eingetreten seien» 
Gegen die Zulässigkeit dieses Angriffs bestehen keine 
Bedenken» Der Einheitsnietvertrag für Baugeräte ist 
ein typischer Vertrag mit allgemeiner Verbindlich­
keit, der nach feststehender Rechtsprechung einer 
selbständigen Nachprüfung durch das Revisionsgericht 
zugänglich ist„ Dagegen ist dieser Angriff der Re­
vision sachlich nicht begründet»

In Abweichung von den allgemeinen Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts trifft nach § 11 EMV den Mieter 
von Baugeräten die Haftung für den unverschuldeten 
Untergang der gemieteten Baugeräte„ Es kann in die 
sem Zusammenhang dahingestellt bleiben, ob der in



8

§ 11 EMV verwendete-Ausdruck "Untergang" zunächst ■ 
in Anlehnung an den Sprachgebrauch des BGB gewählt 
ist und ob unter diesem Begriff im Sinne des BGB 
nur die Bälle der körperlichen Vernichtung zu ver­
stehen sind» Diese Frage., die bei der Auslegung 
des § 11 EM? anfangs in Rechtsprechung und Schrift­
tum /OGHZ 1, HO; OLG Frankfurt SJZ 1948.» 20.35 Här­
le BB 1948, 541; Röschinger TCJ7J 1949* 142} unter 
•Hinweis auf die Entscheidung des Reichsgerichts in 
RGZ II4. 40.5 JlGZT im Vordergrund gestanden hatte, 
kann bei Beurteilung der Haftung des Mieters für 
Verluste von Baugeräten gegen Ende des Krieges kein 
entscheidendes Gewicht gewinnen» Die Vorschrift des 
§ 11 EMV hat im Laufe des Krieges eine ausseror­
dentlich grosse praktische Bedeutung erlangt, da 
mit dem Fortschreiten des Krieges die Verluste an 
Baugeräten durch Kriegsereignisse einen immer grös­
seren Umfang annahmen» Unter den Beteiligten hat es 
während dieser Zeit niemals einem Zweifel unterlegen, 
dass derartige Verluste - ganz gleich.» ob die Bau­
geräte vernichtet oder vom Feind erbeutet wurden - 
-unter die Bestimmung des § 11 EMV fielen und die 
Haftung des Mieters gegenüber dem Vermieter auslös­
ten » Diese Auffassung entsprach der allgemeinen Be­
urteilung' und dem allgemeinen Sprachgebrauch., für 
den es .bei einer wirklichkeitsnahen Betrachtung kei­
nen sachlichen Unterschied macht» ob das Gerät bei 
den Kampfhandlungen vernichtet oder unbeschädigt 
erbeutet wurde» Die Mieter haben demgemäss ange-



sichts ihrer Haftungsvcrpflichtung derartige Ver­
luste auch.als ihren eigenen Kriegsschaden angesehen 
und dafür Ersatz, nach der Kr.iegssachschädenverOrd­
nung von den Stellen des Reichs verlangte Bei dieser 
Sachlage ist es ohne Belang., oh die Vorschrift des 
§ 11 EI.1V zunächst in Anlehnung an den Sprachgebrauch 
des BGB möglicherweise nur die Fälle der körperlichen 
Vernichtung von Baugeräten erfasst hatte0- Denn wenn 
dieses tatsächlich der Fall gewesen sein sollte., 
dann hat diese Bestimmung jedenfalls im Laufe des 
Krieges, unter Billigung sämtlicher Beteiligten 
einen Bedeutungswandel in der Richtung erfahren., 
dass darunter sämtliche Verluste durch Kriegsereig­
nisse zu 'begreifen sind, die mit einer, an Sicherheit 
grenzenden Wahrscheinlichkeit für die Vertragspar­
teien als endgültig zu betrachten sind« Dabei ist 
es von Bedeutung, dass diese allgemein bekannte Aus­
legung des § 3.1 EI,IV während des Krieges bei den 
zweimal erfolgten Abänderungen des Einheitsmietver­
trags den Gesetzgeber nicht zu einem Eingreifen •ver­
anlasst hat und auch seitens der Mieter niemals zum 
Gegenstand einer Erörterung gemacht worden ist« Der 
Einheitsmietvertrag für Baugeräte entwickelte sich 
auf diese Weise zu einer vor allem durch Wirtschaft- ■ 
liehe Erwägungen bestimmten Sonderregelung eines 
durch den Krieg besonders berührten Teilgebiets des - 
Mietrechts (CGHZ 2, 216) und erlangte dadurch auch 
bei seiner Auslegung eine völlige Selbständigkeit 
von dem Sprachgebrauch des'DGB« Dieser Auffassung 
entsprach es, dass Schlegelberger in einem Privat- .



gutächten zu Gunsten der Mieter im Dezember 1944 bei 
der Haftung aus 3 11 EI,TV lceine Unterscheidung zwi­
schen zerstörten oder sonstwie verloren gegangenen 
Geräten machen zu können glaubte„ Die Gleichstel­
lung dieser beiden Fälle von Kriegsverlusten ent­
sprach so sehr der allgemeinen Beurteilung, dass an 
sie selbst bei dem Versuch für eine Einschränkung 
der Haftung des Mieters aus § 11 ElvTV nicht gerührt 
worden iste Es ist daher auch nicht möglich, nun­
mehr bei der'Auslegung des § 11 EMV auf den Sprach­
gebrauch des BGB zurückzugreifen und einen inneren 
dogmatischen Zusammenhang zwischen dem § 11 EMV und 
einzelnen Bestimmungen des EGE herzustellen, nach­
dem der Einheitsmietvertrag für Baugeräte während 
des Krieges unter Billigung aller Beteiligten auch 
in seiner Auslegung eine völlige Selbständigkeit 
erlangt hatte<, Hieraus ergibt sich., dass der Ver­
such der Revision., in Anlehnung an die §§ 446, 447 
BGB die Vorschrift des § IX EI.TV auf die Fälle der 
körperlichen Vernichtung zu beschränken, keinen Er­
folg haben kann und dass daher die in Verlust gera­
tenen Baugeräte5 die der Kläger an die Beklagte ver­
mietet hatte, im Sinne des § 11 EI.TV untergegangen 
sind»

Die Revision beruft sich des weiteren darauf, dass 
die Geschäftsgrundlage für den zwischen den Parteien 
abgeschlossenen Vertrag in Wegfall geraten sei« Sie



meintj dass die in § XI EMV dem Mieter aufgebürdete. 
Zufallshaftung nur dadurch erträglich gewesen sei, 
weil inan davon ausgegangen sei, dass der Mieter in 
der Lage sein werde, sich für KriegsVerluste bei dem 
deutschen Reich als dem letzten Schadensträger zu 
erholen„ Bei dieser Sachlage sei das Fundament des 
ganzen Vertrages zusammengebrochen und der Vertrag 
seiner Grundlage beraubt worden, da infolge des Zu­
sammenbruchs , des Reiches jede Möglichkeit eines Er­
satzanspruchs gegen das Reich in Fortfall geraten 
sei o

Es könnte immerhin zweifelhaft sein, ob im vorliegen 
den Falle die Grundsätze vom Fortfall der Geschäfts­
grundlage überhaupt Anwendung finden können, da es 
sich hier um den Abschluss eines für allgemein ver­
bindlich erklärten Normenvertrages handelte Bei 
einem solchen Normenvertrag kommt es für die Ausle­
gung und Anwendung der einzelnen Bestimmungen nicht 
auf den Villen und die Vorstellungen der Vertrags­
parteien an» Durch die Verbindlichkeitserklärurig' 
sind die Parteien mit dem'Abschluss des Vertrages an 
den Inhalt und die einzelnen Bestimmungen des Nor- 
menvertrages gebunden, so dass für die Berücksichti 
gung eines abweichenden Willens und abweichender Vor 
Stellungen kein Raum wäre0 Insofern wird man im An­
schluss an das Reichsgericht (DR I94I, 1211) von 
einer "Unterwerfung unter eine fertig bereitliegende 
Rechtsordnung" sprechen müssen (ebenso BGHZ X. 8.3 
ß56“), deren Inhalt und Bestand von dem. Willen ,der-



Parteien unabhängig ist. Diese Besonderheiten hei 
einem verbindlichen ilormenvertrag könnten unter 
Umständen zu der Folgerung führen., dass die Grund­
sätze vom Fortfall der Geschäftsgrundlage in die­
sem Zusammenhang ohne rechtliche Bedeutung sind.
Denn wenn den Parteien eine Umgestaltung des Ver­
tragsinhalts selbst' durch ausdrückliche Erklärun­
gen beim Abschluss des Vertrags nicht möglich ge­
wesen wäre, dann ist es rechtlich immerhin zweifel­
haft. ob eine solche Umgestaltung unter Berufung 
auf allgemein abweichende Vorstellungen der Par­
teien. die zur Geschäftsgrundlage geworden seien, 
herbeigeführt werden kann. Indessen kann die Frage 
dahingestellt bleiben, ob auch beim Einwand des 
Fortfalls der Geschäftsgrundlage die Grenzen zu 
beachten sind, die der Vertragsfreiheit der Partei­
en durch die Verbindlichkeitserklärung oder durch 
zwingende gesetzliche Vorschriften gezogen sind.
Für die Entscheidung des vorliegenden Falles ist 
die Beantwortung dieser Fl*age ohne Bedeutung.

Wendet man die Grundsätze vom Fortfall der Geschäfts­
grundlage im Hinblick auf die. hervorgehobenen Beden­
ken nicht an, so ist damit dieser Angriff der Revi­
sion noch nicht ohne weiteres unbeachtlich. Er rieh- 
tet sich in diesem Falle gegen die Auslegung des § 1 1  
Ei\TV und besagt, dass trotz des Wortlauts dieser Be­
stimmung im vorliegenden Falle etwas anderes zu gel­
ten habe, da dio Verfasser des..Einheitsmietvertrages



bei der Normierung des Vertrages von Vorstellungen 
ausgegangen seien, die sich angesichts der umstür 
zenden Verhältnisse beim Zusammenbruch des Reiches 
in ihren entscheidenden Grundlagen nicht mehr auf- 
recht erhalten Hessen,, Die Borechtigun 
chen Einbandes kann nicht von vornherein verneint 
werden» Es ist in der Rechtsprechung des Reichsge­
richts und im Schrifttum anerkannt, dass die Ausle­
gung von Gesetzen - und für die Auslegung 
allgemein verbindlich erklärten Normenverträge 
hat entsprechendes zu gelten - nicht am Wortlaut 
haften darf, sondern dass sie unter Anwendung der 
Grundsätze des § 133 BGB den wirklichen Willen des 
Gesetzes sowie den Sinn und Zweck des Gesetzes zu 
erforschen hat (RGZ 89, 187; 96. 327; 117, 429:
139/ 118)0 "Höher als der Wortlaut des Gesetzes ( 
steht sein -Zweck und Sinn„ Diesen im Einzelfalle 
der Rechtsanwendung nutzbar zu machen und darnach 
unter Berücksichtigung von Treu und Glauben den 
Streitfall einer billigen und vernünftigen Lösung 
zuzuführen, ist die Aufgabe des Richters" (RGZ 14-2 
4"., 41) o Demgemäss ist die Auslegung nach Sinn und 
Zweck des Gesetzes auch gegenüber einem sprachlich 
unzweideutigen Wortlaut nicht ausgeschlossen; denn 
die Worte sind nur der möglicherweise unvollkommene 
Ausdruck der massgebenden Gedanken (Staudinger- 
Hiezier BGB Allgemeiner Teil lo» 0Aufl (Ein! Anm 59) 
Es fragt sich daher, ob es unter Berücksichtigung 
von Sinn und Zweck des § 11 Er.IV gerechtfertigt und 
geboten ist, angesichts der umstürzenden Ereignisse



beiz: Zusajhienbruch des Reiches und angesichts des 
Wegfalls einem Ersatz an spraciis gegen das Reich, eine 
oinsc h ränkendc Auslegung Res § .1.1. EMV vorzuneInnern,

Ausschlaggebend für die von con Vorscbriften des 
j 5Q-]3 a hr. e i c head o n Be s 1; imnung on üb e r d i o G e f ohrt r a - 
urig be im Einho it sini etvort rag f ür Da ugeräte s ind 

praktische Gesichtspunkte genesen, a ie sich aus den 
Verbnltnis von Vermieter 'zum Vieter ergeben, und 
die sich in dieser Einsicht an die in diesem C-c - 
schüftszweig bis dahin üblichen Vereinbarungen an- 
lehnen vgl dazu Vogels Dü' 1940; 683' » Es. soll durch 
die Übertragung der Zufallshaftung auf den Mieter 
verhindert werden, dass bei dem auf Bauotcllen üb­
lichen Einsatz von eigenen und fremden gemieteten; 
Geräten die fremden Geräte bewusst an den gefährde“ 
ten Stellen verwendet und dadurch in einem verstärk­
ten Maße gegenüber den eigenen Geräten des Bauunter­
nehmers einer Beschädigung oder Vernichtung durch 
höhere Gewalt'ausgesetzt werden» Dieser Grundgedan­
ke des § 11 E.AV wurde im Lauf der Zeit durch das 
Auftreten von Kriegsschäden im grossen Umfang berührt» 
Es erhöhten sich nunmehr* einerseits die Möglichicei- : 
ten von Total Verlusten an Eaugerät'en in einem aus­
serordentlichen Maße,- während andererseits das 
Reich nach dem Erlass der Kriegssachschädenverord­
nung die Entschädigung für derartige Verluste grund- 
sätzlich übernahm«, G1 eich\voh 1 hie 1 1 der Gesetzgeber 
an der Regelung des § 1.1 EM? fest» Es 'wurden unter 
Anpassung an die veränderten tatsächlichen Verhält-



nisse zwar andere Bestimmungen des Einheitsmietver­
trages geändert 'vgl Erlass des Reichskommissars 
'für die Preisbildung vom 28, April 1943 sowie .An­
ordnung vom 8„ Juni 1944 - Deutscher Reichsanzeiger 
Nr 143 vom 10» Juni 1944).- aber die'Bestimmung des 
§ 11 beibehalteno Hieraus ist der Wille des Gesetz­
gebers zu entnehmen, dass damals die Kriegsverluste 
an gemieteten Baugeräten nicht einer besonderen Re­
gelung unterzogen werden sollten® Diese Peststell 
besagt jedoch noch nichts darüber, ob für die Haf 
tung des Mieters bei Kriegsschäden seine Rückgriffs- 
möglichkeit gegen das Reich nach der Kriegssachschä­
denverordnung' von ausschlaggebender Bedeutung gewe­
sen ist und ob demzufolge die Möglichkeit eines An­
spruchs nach, der Kriegssachschädenverordnung nunmehrIn­
soweit den Sinn und Zweck des § -11 EMV entscheidend 
bestimmt hat® Es liegt nahe, bei Berücksichtigung de 
..Verhältnisses zwischen Vermieter und Mieter diese 
Präge zu verneinen® Allerdings kann in dieser Rich­
tung der Hinweis auf § 10 Abs 1 Ziff 4 EMV, wonach 
der Mieter auch schon in’ normalen Zeiten für nicht 
versicherbare Schäden )vgl übliche Ausschlussklauseln 
bei 'Überschwemmungen^ Erdrutsch uswi die Zufallshaf­
tung zu tragen hat, allein nicht überzeugen® Insoweit 
handelt es sich nur um einige .Ausnahme!alle, die kein 
allzu grosse praktische Bedeutung besitzen, während 
die Kriegsschäden im Laufe der Zeit ein anfangs un­
vorstellbares Ausmaß annahmen® Dagegen gewinnt in 
dieser Hinsicht die Tatsache entscheidende Bedeu­
tung, dass angesichts der Kriegsverluste die urspr



.liehen Erwägungen für nie Bestimmung des § 11 EMV 
nicht gegenstandslos 'geworden sind. Im Gegenteil«, 
gerade die Verhältnisse der fortschreitenden Kriegs­
zeit haben in einem noch weit stärkeren Ausmaß', als 
es bei der Aufstellung des Einheitsmietvertrages der 
Fall, gewesen war« die Möglichkeiten des Vermieters 
zu einer Einflussnahme auf Einsatzort und Einsatz­
art seines gemieteten Gerätes‘verringert„ Der Mieter 
konntej worauf bereits der Oberste Gerichtshof in 
seiner Entscheidung OG-HZ 2, - 232 /2r£~ hingewiesen 
hat,., praktisch wie ein Eigentümer mit dem Mietgerät 
schalten und walten;■er war der Letzte am'Gerät , der 
allein die Möglichkeit hatte. Sicherungs- und' not­
falls Rettungsmaßnahmen bezüglich der gefährdeten 
Geräte einzuleiten.' Bei dieser Sachlage muss es min­
destens zweifelhaft erscheinen,, ob die Beibehaltung 
des § 11 EMV nach dem Auftreten der umfangreichen 
Kriegsschäden- an Baugeräten nur im Hinblick auf 
die Möglichkeit einer Inanspruchnahme des Reiches für 
die aufgetretenen' Kriegsschäden erfolgt ist. Die im 
Vergleich zu normalen Verhältnissen noch erhöhte 
Einflusslosigkeit des Vermieters auf das Schicksal 
seines Gerätes lässt es bei einer Abwägung der In­
teressen vom Vermieter und Mieter unter Berücksich­
tigung der für'- die Regelung des § 11 EMV maßgebli­
chen Gesichtspunkte jedenfalls nicht als ausgeschlos­
sen erscheinen, dass im Verhältnis von Vermieter und 
Mieter dieser nach Sinn und Zweck des § 11 EMV auch 
.ohne Rückgriffsmöglichkeit gegenüber dem'Reich.den 
Schaden für' die KriegsVerluste am gemieteten Bauge-



rät zu tragen hatte„ Es sind keine sicheren Anhalts­
punkte ersichtlich., dass nach den Sinn und Zweck des 
§ dl und der ihm zugrundeliegenden Interessenahwägung 
in diesen Fällen in Abänderung der ursprünglich verge 
nommenen Gefahrregelung eine Haftung des Mieters für 
die Kriegsschäden nach Fortfall des Ersatzanspruchs 
gegen das Reich ausgeschlossen ist0

Bei dieser Sachlage ist eins Auslegung des § 11 EMV . 
entgegen seinem Wortlaut zu Gunsten der Mieter nicht 
mögliche Eine einschränkende Auslegung, die nicht am 
Wortlaut der in Betracht kommenden Norm haften bleibt 
ist nur möglich und gerechtfertigta wenn die Annahme 
geboten ist, dass der Gesetzgeber unter Borücksichti 
gung der seiner Norm zugrundeliegenden Werturteile be 
stimmte, von ihm nicht vorausgesehene besondere Tat­
bestände vernünftigerweise abweichend von dem vorlie­
genden Wortlaut geregelt haben würde0 Nur eine solche 
an Normsinn und Normzweck ausgerichtete einschränken­
de Auslegung hält sich in den Grenzen, die dem, Richter 
bei Auslegung und Anwendung von Gesetzen zwingend ge­
zogen sind. Nur wenn die. Berücksichtigung des einer 
Vorschrift zugrundeliegenden Rechtsgedankens eine .ein 
schränkende Auslegung des blossen Worts inns einer Vor­
schrift gebietet, ist ein Abweichen von dem buchstäb­
lichen Sinn des Ausdrucks vertretbar \RGZ 96? 327', °
Da unter voller Würdigung der von der Revision vorge­
tragenen Gesichtspunkte diese Voraussetzungen für,eine 
einschränkende Auslegung bei Berücksichtigung des



Rechtsgedankens des § 11 EMV und der in ihm1 ent­
haltenen Werturteile nicht gegeben sind, muss bei 
der Auslegung des § 11 von seinem Wortlaut ausge­
gangen nordend-Das bedeutet, dass unter diesem 
Gesichtspunkt der Angriff der Revision nicht zu 
einer Freistellung der Beklagten von ihrer Haf­
tung für den Verlust der genieteten Baugeräte füh 
rsn kann

Wendet man hingegen die Grundsätze vom Fortfall 
der Gesc'häftsgründlage vorliegendenf alls an, . s'o 
können auch diese nicht zu einer Freistellung -der 
Beklagten von ihrer Haftung aus § 11 IMV führen, unci 
zwar selbst dann nicht, wenn man unter Berücksich- 
tigung einer wirtschaftlieh verständigen Beurtei- 
lung davon ausgeht„ dass die Entschädigung des 
Mieters für Kriegsschäden durch das Reich Geschäfts-
Grundlage für den, Mietvertrag der Pai.fceien gewesen
isto Der Senat trägt allerdings Bedenken, entspre­
chend der Auffassung des Obersten Gerichtshofs 
{OGHZ 2, 2;;2 097", anzunehmen, dass der Fort­
fall dieser Ge schüftsgrunälage schon deshalb nicht 
zu Gunsten der Beklagten -berücksichtigt werden kön­
ne, weil er für die Parteien angesichts der Ent- 
wicklung"des Krieges yoraussehbar gexiesen sei„
Diese Auffassung wird den besonderen Umständen der 
damaligen Zeit insofern nicht gerecht, ..als die Be- . 
teiligten tatsächlich gar nicht die Möglichkeit 
hatten, ihren etwaigen Bedenken im Hinblick auf



die ungünstige Entwicklung des Krieges und die Ge­
fährdung des Ersatzanspruchs der Beklagten gegen das 
Reich offen Ausdruck zu geben und bei der Gestaltung : 
des Vertrags entsprechend zu berücksichtigen» Es ist 
daher unter Berücksichtigung der damals bestehenden 
tatsächlichen Verhältnisse auch nicht ohne -weiteres 
möglich, nur im Hinblick auf die etwaige Vorausseh­
barkeit der/.'/eiteren Entwicklung des Krieges die An­
wendung der Grundsätze- von Fortfall der Geschäfts­
grundlage zu verneinen» Entscheidend ist vielmehr, 
dass im vorliegenden Falle eine weitere Voraussetzung 
für eine Freistellung der Beklagten unter dem G-e- 
sichtspunkt des Fortfalls der Geschäftsgrundlage 
nicht gegeben ist» Bereits das Reichsgericht hat in 
seiner neueren Rechtsprechung (RGZ 141? 212 J7l6 ff": 
l|s, 166 ^172 ff"; l6:;, 257 JP.63 f f e i n e  Berück­
sichtigung des Fortfalls der Geschäftsgrundlage grund 
sätzlich nur dann anerkannt., wenn mit Rücksicht auf 
den Geschäftszweck das Festhalten an. dem Vertrag 
nach Treu und Glauben dem Verpflichteten nicht mehr 
zugemutet werden kann., und der oberste Gerichtshof 
ist in dieser Richtung noch weitergegangen, indem er 
die Durchbrechung des obersten Grundsatzes der Ver­
tragstreue unter diesem Gesichtspunkt nur zur Ver­
meidung untragbarer, mit Röcht und Gerechtigkeit 
schlechthin unvereinbarer Ergebnisse zugelassen hat 
’CGKZ 1. 62 J 17*: 306 ,„5947; 2, 202 ^0977 o Die Be­
urteilung des vorliegenden Streitfalles unter diesem 
rechtlichen Gesichtspunkt führt zu dem Ergebnis, 
dass die Zumutbarkeitsfrage nicht verneint und daher
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nicht zu Gunsten der Beklagten beantwortet werden 
kann» In diesem Zusammenhang gewinnt die Beurteilung 
der Verpflichtung der Beklagten durch den Schieds- 
gutachterausschuss nach § 11 Abs 2 EMV entscheidendes 
Gewicht,, Hur in besonders gelagerten Ausnahme!ällen 
kann der Gutachterausschuss bei Berücksichtigung- der 
heutigen Verhältnisse, wie sie sich nach dem Zusammen­
bruch und nach der Währungsreform entwickelt haben, : 
die Frage nach der Zumutbarkeit der Leistung eines 
gleichwertigen Ersatzes bejahen. Durch die Währungs­
reform ist. wie der Senat in seinem Urteil vom glei­
chen Tage (II ZR 126/50' - Urteil vom•23.' Mai 1951) 
ausgeführt hat,, der Anspruch des Vermieters auf Bar-. 
ent Schädigung gemäss § 11 EliV im Verhältnis Io : 1 
umgestellt worden. Bei dieser Rechtslage kann die 
Verpflichtung des Mieters zur Leistung von Natural­
ersatz nur dann als zumutbar angesehen werden, wenn 
ganz besondere Billigkeitserwägungen diese als ge­
rechtfertigt erscheinen lassen. Der Schiedsgutachter- 
ausschuss, dessen Spruch nach Maßgabe des § 31.9 Abs 
.1 BGB von dem ordentlichen Gericht nachprüfbar ist, 
wird das Vorliegen solcher Gesichtspunkte in der Re­
gel besonders eingehend darlegen müssen. Im vorlie­
genden Falle trägt der Senat keine Bedenken, der 
urteilu.ng durch cep Schiedsgutachterausschuss, der die 
Leistung der .Beklagten zu einem gleichwertigen Ersatz 
als zumutbar angesehen hat, zu folgen. Diese Beurtei­
lung ist auch bei Anlegung des hier erforderlichen 
strengen Maßstabs nicht offenbar unbillig, wenn man 
nicht nur den verhältnismässig geringen Wert der zu



ersetzenden Baugeräte berücksichtigt, sondern vor 
{allem mit in Rechnung stellt, dass die Beklagte so 
wohl unrichtige Angaben über ihre Materialien dem 
Ausschuss vorgelegt als auch durch"zweimaliges un­
entschuldigt es Ausbleiben in einer angesetzten Ver 
handlung vor dem Ausschuss eine weitere sachgerech 
te Aufklärung des Sachverhaltes verhindert hat0 Be 
Berücksichtigung dieser beiden besonders gelagerte! 
Gesichtspunkte ist die Entscheidung des Gutachter­
ausschusses nach § 319 Abs 1 BGB nicht zu beanstan­
den; Auch bei Anlegung des hier erforderlichen 
Strengen Maßstabes muss die Verpflichtung der Be­
klagten auf Lieferung von Ersatzgeräten somit als 
fiumutbar angesehen werden«: Diese Beurteilung führt 
aber im Rahmen einer Anwendung der Grundsätze vom 
Portfall, der Geschäftsgrundlage gleichfalls zu dem 
Ergebnis, dass ein Festhalten der Beklagten an ihrer 
Verpflichtung aus § 1.1 EMV für diese unter Berück­
sichtigung von Treu und Glauben nicht offenbar unzu­
mutbar ist, so dass demgemäss auch eine Anwendung 
dieser Grundsätze die Beklagte von ihrer Vsrpflic 
tung nicht freizustellen vermag«

IV o
Die Revision wendet sich schliesslich dagegen, dass 
das Berufungsgericht der Beklagten das Leistungs­
verweigerungsrecht aus § '21 Abs 4 IJmstG versagt hat« 
Die Revision meint, dass sich das Verweigerungsrecht
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gegenüber dem Vorlieferanten auch auf Ansprüche 
aus Mietverträgen beziehe und dass angesichts 
der.hohen Ausfälle? die die Beklagte bei Durch­
führung ihres Bauauftrages für die Reichsbahn QT~
1itten habe, auch die weitere Voraussetzung für 
die Anwendung des § 21 Abs 4 UmstG gegeben sei»
Die Revision bemängelt in diesem Zusammenhang, 
dass das Berufungsgericht auf die Behauptungen 
und die Beweisangebote der Beklagten über ihre 
Forderungsausfälle nicht eingegangen sei»

Der Revision ist zuzugeben, dass in Übereinstim­
mung mit der Auffassung des Obersten Gerichtshofs 
in OGHZ 1, 228 "2.35) die Vorschrift des § 21 Abs 4 
UmstG auch auf Mietverträge Anwendung finden kann. 
Es ist kein Grund ersichtlich,: Leistungen aus Miet­
verträgen, die zu Weiterlieferungen an das Reich 
und damit zur Begründung von Forderungen gegen das 
Reich oder anderer Forderungen der in § 14 UmstG 
bezeichne ten Aft geführt haben,, aus dem Anwendungs­
bereich des § 21 Abs 4 UmstG auszuschliessen0 
Gleichwohl kann sich die Beklagte in diesem Fall im 
wesentlichen nicht auf das Leistungsverweigerungs­
recht aus § 21 Abs 4 UmstG berufen, Ihre Forderung 
gegen das Reich auf Ersatz des entstandenen Kriegs­
schadens beruht nicht auf einer Lieferung.oder 
Leistung an das Reich, Dieser Anspruch ist ohne 
Rücksicht auf den Bauauftrag allein auf Grund des 
eingetretenen Kriegsverlustes erwachsen und vermag 
daher die Anwendung des § 21 Abs 4 UmstG nicht zu
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rechtfertigen» Anders steht es mit dem weiteren An­
spruch.., auf den sich die Beklagte zur Begründung ;• 
ihres Leistungsverweigerungsrechts "beruft, nämlich 
mit ihrem Anspruch aus dem Bauauftrag, den sie mit 
Hilfe der gemieteten Baugeräte ausgeführt hat und 
für den sie von der Reichsbahn nach ihren Behauptun­
gen bisher nicht voll befriedigt norden ist» Dieser 
Anspruch stellt eine Forderung der in § 21 Abs 4 
timstG bezeichneten Art dar, so dass insoweit keine 
Bedenken gegen eine Anwendung dieser Bestimmung be­
stehen,, Es fehlt hier jedoch zu einem wesentlichen 
fei], an einer weiteren Voraussetzung für das Vorlie­
gen des Leistungsverweigerungsrechts aus § 21 Abs 4 
Um st Gr. weil der geltend gemachte Anspruch des Klägers 
zum grössten feil keine Forderung aus einer Vorlei­
stung des Klägers an die Beklagte ist0 'Von -einer Vor­
leistung im Sinne des § 21 Abs 4 UmstG- kann nur dann 
gesprochen werden, wenn - .ohne Rücksicht auf das Ver­
tragsschema - eine inhaltliche Beziehung zwischen der 
Leistung des Vorlieferanten und der Leistung des 
Hauptlieferanten besteht,; die bei einer wirtschaft­
lichen Betrachtung die Leistung des Vorlieferanten 
als eine mittelbare Beteiligung an dem Reichsauftrag 
erscheinen lässt {BCAIZ 1, 107) » Eine solche Vorlei­
stung des Klagers ist hier nicht gegeben, soweit die­
ser Ansprüche aus § .11 EHV geltend macht» Dieser An­
spruch beruht nicht auf einer Leistung des Klägers 
an die Beklagte, sondern allein auf dem Verlust der 
Baugeräte und die hierfür gegebene Ersatzpflicht der 
Beklagten» Der Verlust der Baugeräte ist keine

IIII



Leistung dos Klägers. Der Kläger kann sich daher 
auch auf diese Weise nicht mittelbar an dem Bau­
auftrag der Beklagten beteiligt haben. Daran än­
dert auch nichts, dass die Gebrauchsüberlassung 
der für den Reichsauftrag verwendeten Baugeräte 
auf Grund des abgeschlossenen Mietvertrages eine 
Leistung des Klägers ist, die bei einer wirtschaft­
lichen Betrachtung in die Leistung der Beklagten 
an die Reichsbahn, nämlich in die Ausführung des 
übernommenen Bauauftrags, als ein Teil eingegan­
gen ist. Der Anspruch des Klägers aus §.11 EM?' 
ist nicht das Entgelt für die GebrauchsÜberlassung, 
also nicht eine Forderung für diese Leistung des 
Klägers an die Beklagte. Die Beklagte kann sich 
daher gegenüber dem Anspruch des Klägers nur inso­
weit auf das Leistungsverweigerungsrecht aus § 21 
Abs 4 UmstCv berufen, als dieser mit seiner Klage 
auch Ansprüche auf Mietzins für die Zeit bis zum 
Verlust der Baugeräte geltend macht. Nur in diesem 
Umfang handelt es sich bei dem Anspruch des Klägers 
um eine Forderung aus einer Vorleistung im Sinne 
des § '21 Abs 4 UmstG, weil die Gebrauchsüberlassung 
eine Leistung des Klägers ist, die wirtschaftlich 
gesehen als ein Teil in die angeblich nicht vergü­
tete Bauleistung der Beklagten an die Reichsbahn 
eingegangen ist.

Hieraus folgt, dass das Leistungsverweigerungsrecht 
der Beklagten nur gegenüber einem Teil des geltend.
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gemachten Zahlungsanspruchs des Klägers durchgreift. 
und zwar nur insoweit, als der Kläger Zahlung der 
Miete für die Zeit bis zum Verlust des Gerätes ver­
langt „ Per weitergehende Anspruch des Klägers auf 
I.lietentschädigung für die Dauer von drei Monaten 
nach Verlust des Gerätes stützt sich auf den Unter­
gang des Gerätes„ Er ist nicht das Entgelt für die 
laufende Gebrauchsüberlassung,, sondern eine Ent­
schädigung dafür, dass der Kläger nach Verlust sei­
nes Baugerätes von der Beklagten nicht sofort 
gleichwertige Ersatzgeräte oder die in § 11 EMV vor­
gesehene Barentschädigung erhalten hat. Dieser An­
spruch des Klägers ist somit keine Forderung aus 
einer Leistung des Klägers im Sinne des § 21 Abs 4 
UmstG, so dass insoweit der Beklagten ein Leistungs­
verweigerungsrecht nicht zustehto

Ir...

Die Behauptungen der Beklagten über ihren Forderungs­
ausfall bei Durchführung ihres Bauauftrages für die 
Reichsbahn, bei der die Baugeräte des Klägers Ver­
wendung gefunden haben, sind demgemäss gegenüber 
einem Teil des geltend gemachten Zahlungsanspruchs 
von rechtlicher Bedeutung, Das Berufungsgericht . ||
durfte daher über diese Behauptungen der Beklagten 
nicht hinweggehen., so dass in diesem Umfang das 
Berufungsurteil der Aufhebung unterliegt. Dagegen 
erweist sich die .Auffassung des Berufungsgerichts 
insoweit als zutreffend, als ec den geltend gemach­
ten Anspruch des Klägers auf Lieferung von gleich-
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wertigen Ersatzgeräten und auf Zahlung einer Miet- 
entschääigung für die Dauer von drei Monaten seit 
dem Untergang des Geräts gemäss § .13. EI.TV bejaht« hat«

Da sich aus dem Vortrag der Parteien nicht mit Sicher­
heit ergibt 'vgl die Auf stel3.ung des-Klägers Blatt 1 
Rückseite der GA)/ welcher Betrag des geltend gemach­
ten Zahlungsanspruchs auf die Zeit der drei Monate nach 
dem Ver.lust der Baugeräte entfällt? kann der. dahinge­
hende Anspruch des Klägers diesem noch nicht zuerkannt 
werden» Es muss das Urteil des Berufungsgerichts hin­
sichtlich des Zahlungsanspruchs in vollem Umfang auf­
gehoben werden, damit gegebenenfalls bei einer Anwen­
dung des § 21 Abs 4 UmstG gegenüber dem reinen Mietan- 
spruch des Klägers auch noch diese Feststellung getrof­
fen werden kann»

Die Entscheidung über die Kosten der Revision war dem 
Berufungsgericht zu übertragen, da eine abschliessende 
Entscheidung zur Sache noch nicht getroffen werden konn­
te»1

Dr„ Canter Dr. Drost Dr» Selowsky
Dro Haidinger Dr» Fischer
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